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Drohungen und die Anwen-
dung von Gewalt zur Durch-
setzung eigener Ziele und 

Interessen sind heute so sehr Teil der 
politischen Alltagskultur in Nepal, 
dass jede Annahme, die nächsten Mo-
nate bis zur Wahl am 22. November 
könnten ein beschaulicher Sonntags-
spaziergang werden, der zwangsläufig 
in eine hoffnungsvolle demokratische 
Zukunft mündet, als realitätsfern und 
äußerst naiv anzusehen ist. Dagegen 
spricht nicht nur, dass die Entwicklung 
einer demokratischen Kultur Zeit und 
eine materielle Grundlage braucht und 
ideell im sozialen und institutionellen 
Leben verankert sein muss.

Dagegen spricht außerdem die ge-
fährliche Rhetorik und das unver-
antwortliches Handeln all jener poli-
tischer Akteure, die nicht ernsthaft an 
einer demokratischen Entscheidungs-
findung über den zukünftigen Weg 
des Landes interessiert zu sein schei-
nen. Erst vor wenigen Tagen hat die 
Friedensmission der Vereinten Nati-
onen (UNMIN) darauf hingewiesen, 
dass anhaltende Drohungen und fort-
gesetzte Gewalt bewaffneter Gruppen 
(Selbstjustiz, Entführungen, gezielte 
Tötungen) nicht nur die Wahlen am 
22. November sondern den Friedens-
prozess insgesamt ernsthaft gefähr-
den könnten. Über die möglicherwei-

se katastrophalen Folgen eines solchen 
Scheiterns für das krisengeplagte Land 
mag zuzeit niemand nachdenken.

Demokratisierungsprozess hakt

Der Demokratisierungsprozess – so 
zeigt die bisherige Erfahrung – hakt 
mindestens an drei Stellen: 

Die Frage, ob die eigentlich 
bereits für Juni 2007 vorgesehene 
Wahl für eine verfassungsgebende 
Versammlung am 22. November 
überhaupt stattfinden kann, ist mit 
der Verkündigung des Wahltermins 
allein noch nicht gelöst. Es ist der-
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Hoffnung stirbt zuletzt

Die von vielen ersehnte „Friedensdividende“ lässt weiter auf sich 
warten, neue Konfliktlinien tun sich auf

Thomas Döhne

In Nepal sind die Zeichen der politischen Ernüchterung unverkennbar. Zwar hat sich 
die �-Parteien-Übergangsregierung nach längerem Ringen auf den 22. November 
2007 als Wahltermin für eine verfassungsgebende Versammlung verständigt, doch 
diese Übereinkunft kann nicht darüber hinwegtäuschen, dass ein erhebliches Sicher-
heitsvakuum besteht. Nach wie vor sind versteckte und offene Drohungen, Gewalt 
und gezielte Tötungen an der Tagesordnung. Wie unter solchen Umständen eine 
friedliche und faire Wahl stattfinden kann, weiß zurzeit keiner. Falls der fragile Pro-
zess jedoch scheitert, drohen neue Kriege - und als worst case-Szenario der Staats-
zerfall.

täten den Mädchen zum Beispiel ei-
nen Schulbesuch zu ermöglichen.

Auswirkungen der politischen 
Instabilität

Neue Gesetze – etwa für den Schutz 
von Minderjährigen – konnten bislang 
nicht verabschiedet werden, weil sich 
die Regierungen als zu instabil erwiesen. 
Politiker wurden im schnellen Rhyth-
mus ausgewechselt. Die wiederholte 

Ausgangssperren, Streiks und Blocka-
den wirkten sich wiederum auf  die üb-
rigen Projekte des Kinderhilfswerks aus. 
So konnten auch Programme zur För-
derung von Mädchen nur mit Verzöge-
rungen umgesetzt werden, da die Bewe-
gungsfreiheit der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter eingeschränkt war. Nicht-
regierungsorganisationen knüpfen da-
her große Hoffnungen an die geplanten 
Wahlen und damit einhergehende poli-
tische Stabilität. Beide sind Vorausset-

zungen für eine bessere Gleichstellung 
und einer damit verbundenen nachhal-
tigen Entwicklung des Landes.
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zeit unklar, ob die damit verbun-
denen wahllogistischen und sicher-
heitspolitischen Herausforderungen 
in der Kürze der Zeit geleistet wer-
den kann.1

Hinsichtlich der Integration der 
Maoisten in den demokratischen 
Prozess bestehen ebenfalls Fragezei-
chen: diese betreffen zum einen die 
auch von unabhängigen Beobach-
tern als schwierig bezeichnete Situ-
ation in den provisorisch errichteten 
Sammellagern und die Waffenkon-
trolle (es wurden – bei ca. 30 000 
Kämpfern! – nur ca. 3 500 Waffen 
registriert), zum anderen Berichte 
über fortgesetzte Drohungen und 
Schutzgelderpressungen seitens der 
Maoisten. 

Das Schüren und Auftreten 
lokaler Konflikte im Terai, sowie 
wachsende ethnische Spannungen 
zwischen unterschiedlichen Volks-
gruppen und das verstärkte Auftre-
ten regionaler bewaffneter Splitter-
gruppen, oftmals Abspaltungen von 
ehemals maoistischen Unterorgani-
sationen.

Mängel im Friedensprozess 

Dass die Umsetzung des im Novem-
ber 2006 ausgehandelten Friedensab-
kommens schwierig werden würde, 
war allen Beteiligten klar. Inzwischen 
haben sich gleich mehrere Versäum-
nisse und Mängel bei der Entwick-
lung des Friedensprozesses gezeigt. 
So wurden Beschlüsse den wiederein-
gesetzten Parlaments zur Entmach-
tung des Königs, zur Beteiligung von 
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Frauen und Einführung einer Frauen-
quote von 33 Prozent bei der Vergabe 
von administrativen und politischen 
Posten in staatlichen Institutionen 
nicht umgesetzt. Mit der Entschei-
dung, die 1999 für eine Amtszeit von 
fünf Jahren gewählten Parlamentsver-
treter erneut einzusetzen, wurden die 
Spielräume und Chancen für einen 
politischen Neuanfang unter Einbe-
ziehung bisher ausgegrenzter Bevöl-
kerungsgruppen von vornherein stark 
eingeschränkt. 

Damit hatten die beteiligten poli-
tischen Parteien ihre eigenen Beschlüs-
se zur stärkeren Integration von Frauen 
und benachteiligten ethnischen Min-
derheiten und Kasten faktisch igno-
riert, was dazu führte, dass die Do-
minanz der traditionellen politischen 
Machteliten – insbesondere der Brah-
manen – sowie die gravierende Unter-
repräsentanz von Frauen fortbesteht. 
Nach der zögerlich und mit großer 
Verspätung erfolgten Einbindung der 
Maoisten in die Regierung trat ein, 
was viele befürchtet hatten: Ethnische 
und kommunale Spannungen nahmen 
zu.

Brennpunkt Terai

Im Terai gibt es inzwischen einige 
sehr militante bewaffnete Gruppen, 
deren Führer früher hochrangige Mit-
glieder regionaler maoistischer Unter-
organisationen waren und sich dann 
von diesen abgespalten haben. Diese 
Gruppen schüren bewusst kommuna-
listische Spannungen und versuchen, 
den Unmut der Bevölkerung für ihre 
politischen Zwecke zu instrumentali-
sieren. Damit wächst die Gefahr des 
Abgleitens in Anarchie und der He-
rausbildung regionaler Warlord-Struk-
turen, falls der Friedensprozess sta-
gniert oder scheitert. 

Die Konfliktursachen sind eng mit 
der komplexen Besiedlungsgeschich-
te des Terai verwoben, und lassen sich 
deshalb nicht mit wenigen Kunstgrif-
fen beseitigen. Die Forderung der in-
dischstämmigen Terai-Bevölkerung 

(Madeshi) nach einem eigenen Terai-
Staat und die in den letzten Mona-
ten verschärften Drohungen von eth-
nischer Gewalt zwischen Madeshi 
und Pahadi haben das gegenseitige 
Misstrauen spürbar verstärkt und las-
sen sich leicht für politische Zwecke – 
bis hin zu ethnischen Säuberungen – 
instrumentalisieren.

Entwaffnung der Maoisten 

Die von UNMIN organisierte Waf-
fenkontrolle der Maoisten wird eben-
falls als Voraussetzung für die Fort-
führung des Friedensprozesses und 
die Durchführung von freien Wahl-
en angesehen. Die öffentlichen Dro-
hungen des Vorsitzenden der CPN-
Maoist Pushpa Kamal Dahal am 1. 
Mai und Äußerungen anderer führen-
der Mitglieder der Maoisten zeigen, 
dass diese ein sehr taktisches Ver-
hältnis zur Demokratie haben. Dahal 
sprach von Verschwörungen und er-
klärte, die Maoisten organisierten ei-
nen neuen Volksaufstand, falls das 
Interimsparlament nicht bald einen 
Beschluss zur Beendigung der Mo-
narchie und Einführung einer Re-
publik fassen würde. Seine Behaup-
tung, der vor gut einem halben Jahr 
gegründete maoistische Jugendver-
band (Young Communist League, YCL) 
habe inzwischen 250 000 Mitglieder 
und werde schon  bald auf das Dop-
pelte aufgestockt werden, mag eine 
gewaltige Übertreibung sein. Tatsa-
che ist jedoch, dass mehrere hoch-
rangige PLA-Kommandanten nicht 
wie vorgesehen zur Registrierung in 
den provisorischen Auffanglagern 
der PLA sitzen, sondern in wichtigen 
Schlüsselpositionen der YLA, die 
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seit ihrer Gründung vor einem hal-
ben Jahr nicht nur durch Müllbesei-
tigung und Baumpflanzaktionen in 
Kathmandu von sich reden gemacht 
hat, sondern durch Schutzgelderpres-
sung, Entführungen, Einschüchte-
rungen und Abhaltung von Femege-
richten. 

Die Vermutung, dass die Maoisten 
„Kreide gefressen“ haben und dabei 
sind, mit der YCL eine schlagfähige 
paramilitärische Organisation aufzu-
bauen, um die eigenen Machtansprü-
che notfalls mit Gewalt durchzuset-
zen, kann angesichts der zahlreichen 
bisher nicht registrierten Waffen nicht 
von der Hand gewiesen werden. Die-
ser Verdacht hat durch die kürzlich ab-
gegebene öffentliche Erklärung einer 
Gruppe abtrünniger Kommandanten 
der Tharu Befreiungsfront2 in Westne-
pal neue Nahrung erhalten. Diese ver-
sprachen, zukünftig mit UNMIN bei 
der Kontrolle umfänglicher illegaler 
Waffenlagern zusammenzuarbeiten, 
die von ihnen auf Anweisung der ma-
oistischen Führung angelegt worden 
seien.

Streitpunkt Zukunft der 
Monarchie

Ein weiterer Dauerstreitpunkt ist 
die Frage der Zukunft der Monar-
chie in Nepal. Während König Gya-
nendra durch mehrere vom Parlament 
abgesegnete Regierungsbeschlüs-
se seine bisherigen Verfassungsprivi-
legien weitgehend verloren hat und 
hinter der Verschwiegenheit der Pa-
lastmauern abgetaucht ist, hat sich 
Ministerpräsident Koirala öffentlich 
für die Beibehaltung der Monarchie 
und ihre Begrenzung auf rein zere-
monielle Funktionen ausgesprochen. 
Da der jetzige König diskreditiert ist 
und auch sein Sohn Paras aufgrund 
von Jugendeskapaden und ungesüh-
nten Totschlagdelikten einen schlech-
ten Ruf in der nepalischen Öffentlich-
keit hat, brachte Koirala die Idee ins 
Gespräch, den fünfjährigen Enkel des 
Königs Hridayendra auf den Thron 
zu heben.

Dies hat nicht nur die Maoisten ver-
ärgert, sondern auch zu Unstimmig-
keiten seitens derjenigen im Regie-
rungsbündnis vertretenen Parteien 
geführt, die sich gegen eine Beibe-
haltung der Monarchie oder zumin-
dest für einen Volksentscheid in die-
ser Frage aussprechen. Die Maoisten 
haben nicht zuletzt deshalb versucht, 
die Abschaffung der Monarchie noch 
vor der am 22. November anstehen-
den Wahl zur verfassungsgebenden  
Versammlung durchzudrücken, weil 
zum jetzigen Zeitpunkt nicht damit 
gerechnet wird, dass sie überhaupt ei-
nen signifikanten Stimmenanteil er-
zielen würden.3 Die Erklärung von 
Innenminister Sitaula, dass auch kö-
nigstreue Kräfte damit angefangen 
hätten, sich paramilitärisch zu orga-
nisieren, und die kurz zuvor in einem 
Interview mit der Nepali Times erfolgte 
Ankündigung eines maoistischen Ge-
bietskommissars, dass in Nepal ähn-
lich wie im Irak Köpfe rollen müssten, 
damit sich was ändere, lassen jeden-
falls nichts Gutes ahnen. 

Beträchtliches Sicherheits- 
vakuum besteht fort

Während quasi auf der Meta-Ebe-
ne im politischen Machtzentrum 
Kathmandu um die Bedingungen 
für eine verfassungsgemäße Zukunft 
des Landes gestritten wird, kommen 
aus den ländlichen Peripherien nach 
wie vor Meldungen von gewaltsamen 
Übergriffen, Menschenrechtsverlet-
zungen und Brüchen des Friedensab-
kommens. Diese Vorfälle zeigen, dass 
dort rechtsstaatliche Normen weitge-
hend außer Kraft gesetzt sind. Viele 
Menschen sind verängstigt und trau-
matisiert. In den ländlichen Gebieten, 
wo die Armut groß und der Bildungs-
stand niedrig ist, haben sie oftmals 
keine Vorstellung davon, was eine ver-
fassungsgebende Versammlung über-
haupt ist. Daher wäre dringend eine 
Aufklärungskampagne nötig, um die 
bestehenden Informationsdefizite zu 
beseitigen. Ganz vordringlich ist die 
nachhaltige Verbesserung der aktu-
ellen Sicherheitslage.

Die allseits spürbare Verunsicherung 
hat seit langem auch die Sicherheits-
kräfte erfasst und deren Handlungs-
fähigkeit bei der Wiederherstellung 
des staatlichen Gewaltmonopols und 
der Durchsetzung polizeilicher Maß-
nahmen im Interesse öffentlicher 
Ordnung und Sicherheit sowohl in 
städtischen Zentren als auch in der 
ländlichen Peripherie gelähmt. Nach 
Angaben von Finanzminister Dr. Ma-
hat gegenüber dem Fernsehsender 
Kantipur könnten die Wahlkosten auf-
grund des erhöhten (Sicherheits-) Auf-
wandes sieben- bis achtmal so hoch 
liegen wie frühere landesweite Wahl-
en. Diese hohen zusätzlichen Kosten 
seien im Haushalt nicht berücksichti-
gt und die Finanzierung bisher nicht 
gesichert. Wie all diese Probleme bis 
zum 22. November so zu bewältigen 
sind, dass ein geordneter Wahlverlauf 
ermöglicht wird, steht vorerst in den 
Sternen. Und selbst auf die Astrolo-
gen ist in Nepal ja nicht immer Verlass 
(vgl. „Nepal im Überblick“).

Endnoten
1Während der Monsunregenzeit, die bis 
Mitte September andauert kann, sind viele 
Regionen des unwegsamen Landes kaum 
erreichbar.
2Tharu sind eine ethnische Gruppe in 
Westnepal; sie zählen zu den indigenen 
Bewohnern des Terai und haben aufgrund 
ihrer sozialen Benachteiligung und harter 
staatlicher Repression den maoistischen 
Aufstand teilweise unterstützt haben. In-
zwischen werfen sie der maoistischen 
Führung vor, ihre Anliegen ebenfalls nicht 
angemessen vertreten zu haben.
3Inoffizielle Schätzungen gehen von einem 
Stimmenanteil zwischen 10 und 15 Prozent aus.


